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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Wahl 


Die in der Drucksache 2583 enthaltene Konvention 
über die Anerkennung und Vollstreckung von Ent- 
scheidungen auf dem Gebiet der Unterhaltspflicht 
gegenüber Kindern ist seit dem 15. April 1958 auf- 
gelegt und bisher von sieben Staaten unterzeichnet 
worden. Es ist eine verfahrensrechtliche Ergänzung 
des Kollisionsrechtsabkommens in Drucksache 2585 
und bezieht sich auf denselben Personenkreis und 
das gleiche Sachgebiet. Am wichtigsten ist die Be- 
stimmung in Artikel 3, nach dem für die Unterhalts- 
klage außer dem Gericht des Staates, in dem der 
Unterhaltspflichtige bei der Einleitung des Verfah- 
rens seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, auch die 
Gerichte des Staates zuständig sind, in dessen Ge- 
biet der Gläubiger, also das Kind, seinen gewöhn- 
lichen Aufenthalt hat. Schließlich ist auch die inter- 
nationale Gerichtszuständigkeit desjenigen Staates 
anerkannt, auf dessen Gericht sich die Parteien 
geeinigt haben, sei es durch ausdrückliches Abkom- 
men, sei es durch stillschweigende Unterwerfung 
des Beklagten in der Form der Einlassung zur 
Hauptsache. Liegt eine Entscheidung eines nach dem 
Abkommen zuständigen Gerichtes vor, 'SO ist es ohne 
„revision au fond", d. h. ohne Nachprüfung seiner 
Gesetzmäßigkeit anzuerkennen und für vollstreck- 
bar zu erklären, wenn die beklagte Partei nach dem 
Recht des Gerichtslandes ordnungsgemäß geladen 
oder vertreten war. Liegt ein Versäumnisurteil vor, 
so darf die Anerkennung und Vollstreckung versagt 
werden, wenn die Vollstreckungsinstanz angesichts 
der Umstände des Falles der Meinung ist, daß die 
säumige Partei ohne ihr Verschulden von dem Ver- 
fahren keine Kenntnis hatte oder sich in ihm nicht 


verteidigen konnte. Regelmäßig setzt die Vollstrek- 
kung Rechtskraft der ergangenen Entscheidung vor- 
aus, aber auch vorläufig vollstreckbare Entschei- 
dungen und einstweilige Maßnahmen können für 
vollstreckbar erklärt werden, wenn im Land des 
Vollstreckungsstaates gleichartige Entscheidungen 
erlassen und vollstreckt werden können. 

Sodann finden sich noch die Klauseln, daß die 
Vollstreckbarkeit nicht zu gewähren ist, wenn die 
Entscheidung, auf die sich der Vertrag bezieht, im 
Widerspruch steht zu einer Gerichtsentscheidung des 
Vollstreckungsstaates über denselben Anspruch und 
zwischen denselben Parteien oder wenn ein offen- 
kundiger Verstoß gegen die „ordre public" des Voll- 
streckungsstaates vorliegt. Die Anerkennung und 
Vollstreckung darf ferner versagt werden, wenn vor 
der anzuerkennenden Entscheidung in dem Voll- 
streckungsstaat dieselbe Rechtssache rechtanhängig 
geworden ist. 

Nach Artikel 4 hat der Antragsteller dem Gericht 
des Vollstreckungsstaates zur Unterrichtung des 
Exequators eine Ausfertigung der Entscheidung 
sowie die Urkunden über ihre Vollstreckbarkeit und 
endlich bei Versäumnisurteilen eine beglaubigte Ab- 
schrift der das Verfahren einleitenden Ladung oder 
Verfügung sowie die Zustellungsurkunden für diese 
Ladung oder Verfügung vorzulegen. Die Vollstrek- 
kung ist bei Unterhaltsurteilen sowohl auf die bereits 
fällig gewordenen als auch auf die künftig fällig wer- 
denden Raten zu erstrecken. 

Die wechselseitige Anerkennung solcher Unter- 
haltsurteile wird durch das Abkommen erleichtert. 
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in dem insbesondere die bei manchen Vertrags- 
Staaten grundsätzlich noch vorgesehene „revision 
au fond" auf diesem Spezialgebiet entfällt. Das 
deutsche Recht ist an sich schon immer bereit ge- 
wesen, fremde Urteile ohne vorherige Nachprüfung 
gesetzmäßig anerzuerkennen und für vollstreckbar 
zu erklären, aber durch das Gegenseitigkeitserfor- 
dernis konnte sich diese fortschrittliche Haltung des 


I deutschen Prozeßrechts gegenüber diesen Ländern 
^ nicht auswirken. Durch dieses Abkommen verlieren 
i diese rechtlichen Probleme ihre Bedeutung. 

Ich bitte deshalb namens des Rechtsausschusses, 
dem Abkommen in dem Ratifikationsgesetz, das in 
: Artikel 2 die übliche Berlin-Klausel enthält, die 
j Zustimmung zu geben. 


Bonn, den 9. Juni 1961 


Dr. Wahl 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwuiif — Drucksache 2583 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 9. Juni 1961 


Der Rechtsausschuß 


Hoogen 

Vorsitzender 


Dr. Wahl 

Berichterstatter 



